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Anlage 3 zur GRDrs 797/2015
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2016
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320.02.01.xxx

32215215
	Amt für öffentliche Ordnung

	A 8
	Sachbearbeiter/-in
	0,5


	KW 01/2020
	hh-neutral
(34.750 €)

	320.02.01.xxx

32215215
	Amt für öffentliche Ordnung


	A 8
	Sachbearbeiter/-in
	1,0
	KW 01/2018
Besetzung

ab 07/2016

	hh-neutral
(69.500 €)


1
Antrag, Stellenausstattung
Für das Aufgabengebiet „Bestattungswesen“ bei der Dienststelle „Allgemeine Sicherheits- und Ordnungsangelegenheiten“ wird für die laufende Sachbearbeitung die Schaffung einer 0,5 Sachbearbeiterstelle mit KW-Vermerk zunächst bis 01/2020 beantragt.

Darüber hinaus wird zur Aufarbeitung von Rückständen die Schaffung einer 1,0 Sachbearbeiterstelle mit KW-Vermerk 01/2018 und dem Vermerk „Besetzung ab 07/2016“ beantragt.
2
Schaffungskriterien

Durch die Erhöhung der laufenden Erträge sind die Stellen nahezu haushaltsneutral.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Jede/r Verstorbene muss bestattet werden. Für die Bestattung haben die Angehörigen zu sorgen. Wird nicht oder nicht rechtzeitig für die Bestattung gesorgt, so hat das Amt für öffentliche Ordnung diese anzuordnen oder auf Kosten der Bestattungspflichtigen selbst zu veranlassen. Dies ist eine unaufschiebbare, sofort zu erledigende Pflichtaufgabe. Nach Veranlassung der Bestattung werden den zu ermittelnden bestattungs- und kostenpflichtigen Angehörigen jeweils die verauslagten Bestattungskosten in Rechnung gestellt. Können trotz umfangreicher Ermittlungen keine Angehörigen festgestellt werden, müssen die jeweiligen Bestattungskosten als Polizeikosten von der Stadt übernommen werden. Nach Ablauf von 3 Kalenderjahren nach Eintritt des Sterbefalls verjährt die Kostenübernahmepflicht durch die Kostenpflichtigen (Angehörige oder Nachlasspfleger). Danach können die dem Amt für öffentliche Ordnung angefallenen Kosten den Kostenpflichtigen nicht mehr auferlegt werden. Über die Jahre hinweg sind erhebliche Rückstände entstanden, welche teilweise bereits verjährt sind oder verjähren werden und damit zu einem erheblichen Einnahmeausfall im Stadthaushalt führen werden.
3.2 Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Aktuell werden die Aufgaben von einer Vollzeitstelle in A 8 wahrgenommen. Durch das hohe Arbeitsaufkommen und die entstandenen Rückstände waren teilweise überplanmäßig zwei geringfügig beschäftigte Mitarbeiter zusätzlich für die Bearbeitung der Fälle eingesetzt. Temporär mussten bereits weitere Mitarbeiter der Dienststelle 21 zur Abdeckung des Tagesgeschäftes eingesetzt werden, wodurch in deren Arbeitsbereichen dann Rückstände entstehen (Infektionsschutz, Unterbringungsrecht). Seit Oktober 2014 steht nur noch eine überplanmäßige Mitarbeiterin mit einem Stellenumfang von 15% für die Prüfung der Kostentragungspflicht zur Verfügung. Das gesteigerte Arbeitsaufkommen ist nicht mehr durch weitere organisatorische Maßnahmen innerhalb des Amtes zu kompensieren. Zwei betroffene Mitarbeiterinnen der Organisationeinheit, die teilweise zur Abdeckung des Tagesgeschäfts herangezogen wurden, haben bereits Überlastungsanzeigen erstattet und auch nachdrücklich auf ihre dadurch entstandenen Rückstände bei ihren eigenen Pflichtaufgaben, u.a. die Bearbeitung von Widersprüchen im Bestattungsbereich, hingewiesen. Der Einsatz von immer wieder kurzfristig und auch nur interimsweise zur Verfügung gestellter anderer Mitarbeiter aus dem Amt zur kurzfristigen Aushilfe, um zumindest das Tagesgeschäft abdecken zu können, ist weder zielführend noch auf Dauer möglich. Das Rechungsprüfungsamt, das im Jahr 2013 die Sterbefallakten des zuletzt abgeschlossenen Sterbejahrs 2010 geprüft hat, moniert in seinem Abschlussbericht die bestehende Situation und stellt die Frage, ob das Amt 32 über die bisher getroffene organisatorischen Maßnahmen hinaus weitere ergreife, um die Rückstände aufzuarbeiten.
3.3 Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die Ablehnung der Stellenschaffung führt dazu, dass die Pflichtaufgabe „Bestattungswesen“ in den kommenden Jahren nicht mehr vollständig erfüllt werden kann. Ferner würde die Ablehnung einer Stellenschaffung dazu führen, dass die Rückstände weiter ansteigen und dadurch die Gefahr einer ebenfalls steigenden Verjährungsrate in den kommenden Jahren weiter zunimmt. Aus den Jahren 2013 – 2015 würden Beträge in Millionenhöhe verjähren, was bei Schaffung der beantragten Stellenanteile verhindert werden könnte. Nicht nur in finanzieller und personeller Hinsicht ist die bestehende Situation sehr kritisch zu bewerten. Auch die Außenwirkung der Stadtverwaltung leidet unter der Tatsache, dass in der Regel erst Jahre nach dem Tod eines Angehörigen dessen Angehörige mit den Bestattungskosten konfrontiert werden.
4. Stellenvermerke

Die 0,5 Stelle für die laufende Sachbearbeitung erhält den KW-Vermerk 01/2020. Zum Stellenplan 2020 ist die Haushaltsneutralität dieser Stelle erneut zu überprüfen.
Die 1,0 Stelle zur Aufarbeitung von Rückständen erhält den KW-Vermerk 01/2018 und den Vermerk „Besetzung ab 07/2016“.






